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Das Recht, Vereinigungen zur Förderung der Lohn- und 
Arbeitsbedingungen anzugehören, ist für jedermann gewähr­
leistet. Alle Abreden und Maßnahmen, welche diese Freiheit 
einschränken oder zu behindern suchen, sind rechtswidrig 
und verboten.
Das Streikrecht der Gewerkschaften ist gewährleistet.

Die Arbeitskraft wird vom Staat geschützt.
Das Recht auf Arbeit wird verbürgt. Der Staat sichert durch 
Wirtschaftslenkung jedem Bürger Arbeit und Lebensunter­
halt. Soweit dem Bürger angemessene Arbeitsgelegenheit 
nicht nachgewiesen werden kann, wird für seinen not­
wendigen Unterhalt gesorgt.

Jeder Arbeitende hat ein Recht auf Erholung, auf jährlichen 
Urlaub gegen Entgelt, auf Versorgung bei Krankheit und 
im Alter.
Der Sonntag, die Feiertage und der 1. Mai sind Tage der 
Arbeitsruhe und stehen unter dem Schutz der Gesetze. 
Der Erhaltung der Gesundheit und Arbeitsfähigkeit der 
arbeitenden Bevölkerung, dem Schutze der Mutterschaft 
und der Vorsorge gegen die wirtschaftlichen Folgen von 
Alter, Invalidität, Arbeitslosigkeit und sonstigen Wechsel­
fällen des Lebens dient ein einheitliches, umfassendes Sozial­
versicherungswesen auf der Grundlage der Selbstverwaltung 
der Versicherten.

Die Regelung der Produktion sowie der Lohn- und Arbeits­
bedingungen in den Betrieben erfolgt unter maßgeblicher 
Mitbestimmung der Arbeiter und Angestellten.
Die Arbeiter uncl Angestellten nehmen diese Rechte durch 
Gewerkschaften und Betriebsräte wahr.

Die Republik schafft unter maßgeblicher Mitbestimmung der 
Werktätigen ein einheitliches Arbeitsrecht, eine einheitliche 
Arbeitsgerichtsbarkeit und einen einheitlichen Arbeitsschutz. 
Die Arbeitsbedingungen müssen so beschaffen sein, daß die
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